
   

 
 
 
 
 
 

Seite 1 von 20 
 

      Protokoll, Fassung vom 24. November 2025 

 

Ministerium der Finanzen    Bearbeiterin: Frau Menzel/ Frau Apel 

des Landes Sachsen-Anhalt    Tel.: 0391 567-1498/ -1422 

EU-Verwaltungsbehörde EFRE/ESF/JTF 

 

Protokoll der Sitzung des Begleitausschusses EFRE/JTF und ESF+ Sachsen-Anhalt (BA) 

für die Förderperioden 2014 bis 2020 und 2021 bis 2027 am 7. und 8. Oktober 2025  

 

Anlage 1: Teilnehmendenliste 

Anlage 2: Projektvorstellung WTZ 

Anlage 3: Projektvorstellung HS Anhalt 

Anlage 4. Projektvorstellung REGIO AKTIV 

Anlage 5: Präsentation der Sitzung 

Anlage 6: Präsentation Förderung „Grüner Wasserstoff“ 

Anlage 7: Auswahlkriterien „Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung im Handwerk“ 

Anlage 8: Auswahlkriterien „REGIO AKTIV“  

Anlage 9: Präsentation Ramboll 

Anlage 10: Bericht aus Brüssel 

Anlage 11: Präsentation „Forderungskatalog der WiSo-Partner“ 

 

Teil 0 Begrüßung 

Frau Möller begrüßt die Teilnehmenden (Anlage 1), insbesondere die Vertreter der 

Europäischen Kommission (EU-KOM): Frau Pardo-Lopez, Frau Zademach-Schwierz, Herr 

Dockter (online zugeschaltet), Frau Traykova und Herr Paquet. Sie begrüßt die neue Vertreterin 

des BMWE, die zukünftig für Sachsen-Anhalt zuständig ist, sowie die anwesende Leiterin der 

Haushaltsabteilung des Ministeriums der Finanzen. 

Frau Möller gibt kurz einen Rückblick auf den ersten Sitzungstag, in dessen Rahmen mehrere 

Projektbesichtigungen stattfanden (Anlage 2 bis 4).   
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Die Beschlussfähigkeit wird festgestellt. Das Protokoll der Sitzung vom 24. Juni 2025 wurde am 

18. Juli 2025 im Confluence eingestellt. Es gibt keine Anmerkungen.  

 

Teil 1 Förderperiode 2021-2027 – EFRE/JTF und ESF+ 

TOP 1  Stand der Umsetzung EFRE/JTF und ESF+ 

Die EU-VB erläutert den finanziellen Umsetzungsstand der EU-Fonds EFRE/JTF zum 

Datenstand (DS) 15. September 2025. 

EFRE/JTF 

Stand Mittelbindung und Zahlung: 

EFRE/

JTF 

Bewilligungen in Euro Auszahlungen in Euro Anzahl 

der 

Vorhaben 
Gesamt EU Gesamt EU 

1.064.368.131 652.042.762 133.128.593 81.990.907 795 

 

Veränderung gegenüber der letzten Berichterstattung: 

DS 31.05.2025 vs. DS 15.09.2025 

PA  Aufwuchs* 

Mittelbindung 

gesamt 

in Euro 

Aufwuchs* 

Mittelbindung 

gesamt 

in % 

Aufwuchs* 

Zahlung 

gesamt 

in Euro 

Aufwuchs* 

Zahlung 

gesamt 

in % 

EFRE/JTF 146.546.664 6,26 42.606.881 1.65 

1 35.774.817 5,17 27.318.087 2,83 

2 77.927.676 14,00 2.913.331 0,51 

3 4.307.237 8,61 702.542 1,41 

4 6.881.392 3,44 2.437.364 1,22 

5 21.655.541 4,66 9.235.556 1,54 
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6 0 0 0 0 

7 0 0 0 0 

*Ausgangspunkt der Betrachtung: Finanzplanansatz für jeweilige PA 

 

Stand n+3-Sachstand (mit TH) auf Programmebene: 

EFRE/JTF 

n+3-Zielwert 2025 (für 2022) mit TH 165.785.834 Euro 

Gegenüber der EU-KOM bereits eingereichte ZA 28.255.500 Euro 

notwendige noch in einem ZA anzumeldende Mittel zur 

Erreichung n+3 2025 
137.530.334 Euro 

Höhe potenzieller Zahlungsantrag zum Berichtsstichtag  

(unter Hinzurechnung des rechnerischen TH-Anteils; 

vorbehaltlich etwaiger Sperren etc.) 

56.320.761 Euro 

 

>>Erfüllungsstand 

n+3 2025: 

51,02 % 

 

Im Rahmen der letzten Sitzung des WiSo-Beirates am 24.09.2025 haben sich Nachfragen zur 

Förderung „Grüner Wasserstoff“ ergeben. Daher stellt ein Vertreter des MWU den aktuellen 

Stand zur Förderung „Grüner Wasserstoff“ vor (Anlage 6). 

Der Vertreter des Bauernverbandes möchte wissen, was mit den Geldern passiert, die nicht 

durch die Förderung gebunden werden. Der Vertreter des MWU antwortet, dass kaum Mittel 

übrig bleiben, wenn der angekündigte Antrag aus dem dritten Förderaufruf (Fördervolumen von 

11 Mio. EUR) gestellt wird. Zudem erfragt der Vertreter des Bauernverbandes, was andere 

Unternehmen besser machen als das Unternehmen, welches das Großvorhaben im JTF 

umsetzen wollte, wenn z.T. auch Projekte ohne eine Förderung wirtschaftlich tragbar sind. Der 

Vertreter des MWU führt aus, dass in diesem Fall vermutlich fehlende Erfahrung im Bereich 

„Grüner Wasserstoff“ der ausschlaggebende Faktor war. 
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Die Vertreterin der GD REGIO fragt, ob auch Kontakte zu anderen Bundesländern bestehen. In 

Schleswig-Holstein wurde beispielsweise gerade ein Programm zur Förderung dezentraler 

Elektrolyseure für kleine Unternehmen neu aufgesetzt, das sofort überzeichnet war. Der 

Vertreter des MWU bestätigt, dass es Kontakte nach Sachsen und Brandenburg gibt, die jedoch 

vor den gleichen Problemen wie Sachsen-Anhalt stehen.  

 

ESF+ 

Die EU-VB erläutert den finanziellen Umsetzungsstand des ESF+ zum Datenstand (DS) 

15. September 2025. 

Stand Mittelbindung und Zahlung:  

ESF

+ 

Bewilligungen in Euro Auszahlungen in Euro Anzahl 

der 

Vorhaben 
Gesamt EU Gesamt EU 

617.499.337 348.954.481 188.690.772 100.758.851 3.342 

 

Veränderung gegenüber der letzten Berichterstattung: 

DS 31.05.2025 vs. DS 15.09.2025 

PA  Aufwuchs* 

Mittelbindung 

gesamt 

in Euro 

Aufwuchs* 

Mittelbindung 

gesamt 

in % 

Aufwuchs* 

Zahlung 

gesamt 

in Euro 

Aufwuchs* 

Zahlung 

gesamt 

in % 

ESF+ 33.288.990 3,68 35.993.242 3,98 

A 31.660.753 3,58 35.620.414 4,03 

B 1.628.237 8,37 372,828 1,92 

*Ausgangspunkt der Betrachtung: Finanzplanansatz für jeweilige PA 
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Stand n+3-Sachstand (mit TH) auf Programmebene: 

ESF+ 

n+3-Zielwert 2025 (für 2022) mit TH 77.607.351 Euro 

Gegenüber der EU-KOM bereits eingereichte ZA 54.920.576 Euro 

notwendige noch in einem ZA anzumeldende Mittel zur 

Erreichung n+3 2025 
22.686.775 Euro 

Höhe potenzieller Zahlungsantrag zum Berichtsstichtag  

(unter Hinzurechnung des rechnerischen TH-Anteils; 

vorbehaltlich etwaiger Sperren etc.) 

63.094.178 Euro 

 

>>Erfüllungsstand 

n+3 2025: 

152,07 % 

 

Im Anschluss erläutert die EU-VB die Umsetzungshindernisse und Abhilfemaßnahmen, die 

vorrangig nur für den EFRE/JTF relevant sind. Das ESF+-Programm läuft derzeit gut und es 

wird bereits auf das n+3-Ziel in 2026 eingezahlt. Zum EFRE/JTF-Programm führt die EU-VB 

aus, dass zum aktuellen Zeitpunkt die Erreichung des n+3-Ziels für 2025 nicht gesichert ist, 

aber alle Möglichkeiten genutzt werden sollen, um die im Raum stehende n+3 Verfehlung 

möglichst gering ausfallen zu lassen. Die EU-VB weist nochmals darauf hin, dass es sich beim 

n+3-Ziel nur um eine Untergrenze handelt, die zum Stichtag 31. Dezember erfüllt sein muss. 

Zur Erreichung des n+3-Ziels könnten potentiell alle Auszahlungen beitragen, die bis zum 

Stichtag für den Zahlungsantrag durch die Bewilligungsbehörden geleistet und im efREporter4 

erfasst sind. 

Die EU-VB erläutert, dass ein enger Austausch mit den Ressorts und den 

Zwischengeschalteten Stellen zum aktuellen Umsetzungsstand und Entwicklungsmöglichkeiten 

erfolgt. Basierend auf Prognosen der Bewilligungsstellen zum Stand August 2025 könnte die 

n+-3 Verfehlung rd. 29 Mio. EUR betragen. (Achtung Prognose, kein verbindlicher Wert). 

Konkrete Umsetzungsmaßnahmen, die noch ergriffen werden können (z.B. Programmänderung 

zur Nutzung von FNLC), werden im Verlauf der Sitzung näher erläutert.  

Einen Beitrag könnte die Nutzung der neuen Fördermöglichkeiten, die im Zuge der 

Halbzeitüberprüfung der EU-KOM eingeführt wurden, leisten. Die Änderungsverordnungen zu 
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den Fondsverordnungen für den EFRE (2025/1914) und für den ESF+ (2025/1913) sind am 

20.09.2025 in Kraft getreten. Neue Prioritäten und damit Fördermöglichkeiten wurden u. a. im 

Bereich Verteidigung und zivile Vorsorge, erschwinglicher Wohnraum und Wasserresilienz 

geschaffen. Eine Umschichtung von Programmmitteln des EFRE zugunsten dieser neuen 

Prioritäten ist mit einigen Anreizen, wie z.B. eine 10 %-Punkt höhere Kofinanzierung oder eine 

Verlängerung der Förderfähigkeit um ein Jahr, verbunden. Diese Anreize gelten jedoch nur, 

wenn 10 % des Programmvolumens zugunsten der neuen Prioritäten oder der STEP-Prioritäten 

umgeschichtet werden und der erforderliche Änderungsantrag bis zum 31.12.2025 eingereicht 

wird. Im Land besteht Interesse daran, die neuen Fördermöglichkeiten zum Thema 

Wasserresilienz zu nutzen. Die Strategische Clearingstelle hat sich in ihrer Sitzung am 

06.10.2025 mit der Nutzung der Möglichkeiten befasst und den Auftrag erteilt, Details und 

Rahmenbedingungen (u. a. grundlegende Voraussetzung) für die Nutzung zu prüfen. Sofern die 

Rahmenbedingungen erfüllt werden können, wird durch die EU-Verwaltungsbehörde ein 

weiterer Änderungsantrag zum EFRE/JTF-Programm erstellt.  

Der Vertreter des Städte- und Gemeindebundes erfragt, ob überhaupt freie EFRE-Mittel 

vorliegen. Die EU-VB antwortet, dass freie Mittel vorliegen und im Anschluss an die Abfrage der 

Staatskanzlei nun das politische Mandat notwendig ist. Für die Umschichtung der Mittel unter 

Einhaltung der Rahmenbedingungen der Halbzeitüberprüfung, wäre noch eine weitere 

Programmänderung in 2025 notwendig. Das Votum hierfür wird sich die EU-VB über ein 

Umlaufverfahren oder einen Sonder-BA einholen. [Entscheidung im Nachgang: Es wird eine 

Sondersitzung des BA geben.] Auch wenn der Änderungsantrag erst Ende 2025 gestellt wird, 

kann die mit der Umschichtung verbundene einmalige Vorfinanzierung rückwirkend auf das 

n+3-Ziel 2025 angerechnet werden und bei der Vermeidung eines n+3-Verstoßes helfen. Der 

Vertreter des Städte- und Gemeindebundes hinterfragt kritisch, ob das zusätzliche Jahr für die 

Umsetzung der umgeschichteten Mittel ausreicht. Die EU-VB antwortet, dass eine der 

Voraussetzungen für die Umschichtung zugunsten des neuen Themas ist, dass die Vorhaben 

fristgerecht fertiggestellt werden können. Mit der Verlängerung geht einher, dass auch die 

Abschlussunterlagen für das gesamte Programm dadurch ein Jahr später abgegeben werden 

dürfen. 

Die Vertreterin der GD REGIO fügt der Diskussion hinzu, dass bereits ein thematisch 

passendes Projekt bereitsteht, welches im Rahmen der Förderung von Wasserresilienz 

umgesetzt werden kann. Würde kein solches Projekt vorliegen, wäre die Nutzung der 
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Flexibilitätsmöglichkeit nicht umsetzbar. Die EU-VB ergänzt, dass es selten in der 

Förderperiode ähnliche Möglichkeiten für mehr Flexibilität gab. Trotz dessen bleibt die zeitliche 

Umsetzung ein Problem. 

Der Vertreter des Bauernverbandes bringt ein, dass in den Unterhaltungsverbänden zahlreiche 

Projekte vorliegen, die im Zuge der Förderung von Wasserresilienz umgesetzt werden könnten. 

Die Verbände selbst haben für die Umsetzung meist nicht genügend finanzielle Möglichkeiten. 

Der Vertreter des Landkreistages ergänzt an dieser Stelle, dass auch für 

Trinkwassernotkonzepte Gelder fehlen und diese thematisch ebenfalls zur Förderung von 

Wasserresilienz passen. 

Die Vertreterin der GD REGIO führt aus, dass grundsätzlich alles in den Förderbereich passt, 

was mit der neuen Trinkwasserrichtlinie im Zusammenhang steht. Es müssen jedoch bei der 

Förderung von Wasserresilienz die grundlegenden Voraussetzungen eingehalten werden. Es 

muss sichergestellt sein, dass die Trink- und Abwasserrichtlinie umgesetzt bzw. erfüllt wird (kein 

Nicht-Erfüllungs-Problem). Zum Zeitpunkt der Einreichung und Annahme der 

Programmänderung müssen die grundlegenden Voraussetzungen noch nicht erfüllt sein, 

sondern erst vor der ersten Abrechnung gegenüber der EU-Kommission. Die Erfüllung der 

grundlegenden Voraussetzungen ist in Sachsen-Anhalt jedoch gegeben.  

Die Vertreterin des LAG-Managements erfragt, ob die einjährige Verlängerung für das gesamte 

EFRE/JTF-Programm gilt. Die EU-VB bestätigt, dass die Änderung für das gesamte Programm 

gilt. 

Der Vertreter der Koordinierungsstelle für Förderpolitik des Landes ergänzt zu obenstehender 

Diskussion, dass der Beschluss der Strategischen Clearingstelle bereits konkrete 

Projekte/Vorhaben berücksichtigt, weitere Ideen für Projekte aber einfließen könnten. 

Letztendlich können nur realistisch umsetzbare Maßnahmen ausgewählt werden. Dies wird vom 

MWU auch berücksichtigt.  
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TOP 2  Auswahlkriterien  

Ein Vertreter der EU-VB stellt kurz die geänderten Auswahlkriterien für das ESF+ -

Förderprogramm „Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung im Handwerk (ÜLU)“ vor (Anlage 7). 

Zu den Änderungen gibt es keine weiteren Nachfragen oder Anmerkungen.  

Beschlussfassung zu den Auswahlkriterien „Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung im 

Handwerk (ÜLU)“ 

Beschluss Nr. Beschlusstext (Vorschlag) 

1 
Die Mitglieder des Begleitausschusses EFRE/JTF und ESF+ stimmen 

den geänderten Auswahlkriterien „Überbetriebliche 

Lehrlingsunterweisung im Handwerk (ÜLU)“ (ESF+) zu. 

 

Abstimmungsergebnis: 

 Ja- 

Stimmen 

Nein- 

Stimmen 

Stimment- 

haltungen 

Gesamt 

Gruppe nach 

Art. 3 Abs. 1 a) 

bis d) der GO 

33 0 0 33 

 

Auf Grund dieses Abstimmungsergebnisses gilt der Beschluss als gefasst. 

 

Die Auswahlkriterien „REGIO AKTIV“ werden ebenfalls von der EU-VB vorgestellt (Anlage 8).  

Der Vertreter des Verbands Deutscher Privatschulen berichtet von Gesprächen mit der 

Investitionsbank Sachsen-Anhalt (IB) zur Ausgestaltung der Förderung und der Formalien im 

Rahmen des Übergangs des Förderprogramms vom Landesveraltungsamt (LVwA) zur IB. 

Seitens der IB müssen neue Formulare erstellt werden, was zusätzliche Zeit in Anspruch nimmt 

und dazu führt, dass sich die Antragsteller ebenfalls neu einarbeiten müssen. Er plädiert für ein 

schnelles und geordnetes Verfahren beim Übergang. Die EU-VB ergänzt hierzu, dass es sich 

bei der IB und dem LVwA um zwei verschiedene Stellen mit unterschiedlichen Strukturen 

handelt. D.h. die EU-rechtlichen Anforderungen sind zwar gleich, aber die Darstellungen der 

Formulare werden voneinander abweichen. 
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Beschlussfassung zu den Auswahlkriterien „REGIO AKTIV“ 

Beschluss Nr. Beschlusstext (Vorschlag) 

2 Die Mitglieder des Begleitausschusses EFRE/JTF und ESF+ stimmen 

den geänderten Auswahlkriterien „REGIO AKTIV“ (ESF+) zu. 

 

Abstimmungsergebnis: 

 Ja- 

Stimmen 

Nein- 

Stimmen 

Stimment- 

haltungen 

Gesamt 

Gruppe nach 

Art. 3 Abs. 1 a) 

bis d) der GO 

34 0 0 34 

 

Auf Grund dieses Abstimmungsergebnisses gilt der Beschluss als gefasst. 

 

 

TOP 3  Programmänderungen 

EFRE/JTF 

Der Entwurf des Antrags zur 4. Programmänderung liegt dem Begleitausschuss vor. Die EU-VB 

führt aus, dass die enthaltenen Änderungen die Einführung der Abrechnungsmethode „nicht mit 

Kosten verbundene Finanzierung“ (FNLC) für Maßnahmen des Neuen Europäischen 

Bauhauses (NEB) und Campushaus Neustadt sowie die Übertragung des Mittelansatzes der 

STEP-Priorität für Elektrolyseure (PA7) auf STEP-Priorität für Forschung (PA6) betreffen.  

Die EU-VB erläutert, dass in Abhängigkeit der Rückmeldung der EU-Kommission ggf. die 

Notwendigkeit besteht, die Umstellung auf FNLC für Campushaus Neustadt aus dem 

vorliegenden Änderungsantrag herauszulösen, um eine schnelle Genehmigung durch die EU-

Kommission zu ermöglichen. Ziel ist, nach Möglichkeit noch im Jahr 2025 den ersten FNLC-

Meilenstein für das NEB in einem Zahlungsantrag geltend zu machen. Die Umstellung auf 

FNLC für das Campushaus Neustadt würde bei einer Herauslösung dann mit dem nächsten 

Änderungsantrag zeitnah beantragt.  
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Die EU-VB bittet um Beschlussfassung: 

3 

Die Mitglieder des Begleitausschusses EFRE/JTF/ESF+ stimmen den 

vorgestellten Anpassungen zum EFRE/JTF-Programm Sachsen-

Anhalt 2021 – 2027 zu. Die EU-VB EFRE/ESF/JTF wird ermächtigt, 

auf dieser Grundlage den Antrag zur Änderung des EFRE/JTF-

Programms 2021 – 2027 zu finalisieren und bei der EU-Kommission 

zur Genehmigung einzureichen. Dies schließt ggf. erforderliche 

Anpassungen und Begründungen ein, die sich im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens ergeben.  

 

Soweit durch auftretende Abstimmungsbedarfe zur FNLC-Methode für 

das Vorhaben Campushaus Neustadt deutliche Verzögerungen im 

Genehmigungsverfahren des Änderungsantrags zu erwarten sind, 

wird die EU-Verwaltungsbehörde EFRE/ESF/JTF ermächtigt, diese 

Änderung aus dem 4. Änderungsantrag zu entfernen und mit einem 

separaten 5. Änderungsantrag bei der EU-Kommission zu einem 

späteren Zeitpunkt zur Genehmigung einzureichen. 

 

Die EU-VB EFRE/ESF/JTF gibt den Änderungsantrag in der Fassung 

der Einreichung den Mitgliedern des Begleitausschusses 

EFRE/JTF/ESF+ zur Kenntnis. 

 

Abstimmungsergebnis: 

 Ja- 

Stimmen 

Nein- 

Stimmen 

Stimment- 

haltungen 
Gesamt 

Gruppe nach 

Art. 3 Abs. 1 a) 

bis d) der GO 

33 0 0 33 

 

Auf Grund dieses Abstimmungsergebnisses gilt der Beschluss als gefasst. 

 

ESF+ 

Die EU-VB teilt mit, dass zur Vermeidung einer n+3-Verfehlung im EFRE/JTF der Ansatz verfolgt 

wurde, zu eruieren, inwiefern freie Mittel eventuell in den ESF+ umgewidmet werden könnten. 

Hierzu wurden die Ressorts im Sommer nach etwaigen Mehrbedarfen im ESF+ befragt. Von den 
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Ressorts kamen zum aktuellen Zeitpunkt Fehlmeldungen. Aktuell ist im ESF+ auch keine 

Programmänderung geplant. 

 

TOP 4  Begleitung und Bewertung  

Die letzte Sitzung der Lenkungsgruppe hat am 30. September 2025 stattgefunden. Es wurden 

weitere Evaluierungskonzepte vorgestellt und abgenommen. Somit können nun, neben den 

bereits laufenden Evaluierungen auch die Arbeiten bspw. im Bereich REGIO AKTIV oder 

Alphabetisierung und Grundbildung starten. Für das kommende Jahr wird die erste Sitzung im 

Frühjahr stattfinden, sobald die Termine feststehen werden diese bekannt gegeben. Die EU-VB 

weist auf eine Studie zum EFRE – wie wirkt dieser in DE – hin. Diese wurde bereits in der 

Lenkungsgruppe kurz vorgestellt. Der Bericht wird den Mitgliedern zur Verfügung gestellt, kann 

aber bei Interesse selbstverständlich auch dem Begleitausschuss in Gänze zur Verfügung gestellt 

werden. 

Die Teilnehmerin von Ramboll gibt im Anschluss einen Gesamtüberblick zum Bereich 

Evaluierungstätigkeiten in 2025. 

 

TOP 5  Kommunikations- und Sichtbarkeitsmaßnahmen 

Die EU-VB berichtet über die Sitzung des INFORM national Treffens am 16./17. September 2025 

in Magdeburg. Hier trafen sich die Kommunikationsbeauftragten aus Deutschland inkl. Bund. Die 

Sitzung wurde dieses Mal von der EU-VB ausgerichtet. 

Weiterhin teilt die EU-VB mit, dass am 4. September 2025 eine Veranstaltung bei ZEKIWA in 

Zeitz unter Beteiligung der EU-KOM stattgefunden hat.  

Die Kick-Off-Veranstaltung zur Weiterentwicklung des Centers for Dynamic Systems (CDS) – 

fand am 11. September 2025 und die Mitteldeutsche Konferenz für intelligente Mobilität am 23. 

September 2025 in Magdeburg statt. Alle drei Veranstaltungen wurden als besondere 

Kommunikationsmaßnahme für Vorhaben mit einem Gesamtvolumen von über 10 Mio. Euro 

durchgeführt und deklariert.   
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Die EU-VB teilt mit, dass sie ein kurzes Erklärvideo zur Nutzung des von der EU-KOM 

bereitgestellten Online-Plakatgenerators erstellt hat. Dieses ist abrufbar unter: 

https://eufonds.sachsen-anhalt.de/fondsuebergreifende-informationen/kommunikationspflichten 

Geplant ist ebenfalls eine Ergänzung des Leitfadens für Begünstigte um weitere Details. 

Die Vertreterin der EU-KOM bittet darum, dass sie weiterhin zu solchen Veranstaltungen 

eingeladen werden. Wenn es zeitlich passt und genügend Vorlauf zur Planung ist, kommen sie 

gern. Hier wendet sich die EU-VB auch noch einmal mit der Bitte an die Ressorts, sich zu 

melden, wenn solche Veranstaltungen geplant sind. Im Einzelfall kann auch der Einsatz von 

Mitteln der Technischen Hilfe hierfür geprüft werden.  

 

Es erfolgt ein Hinweis auf die baldige Lieferung der Wandplaner 2026. Diese können gern per 

E-Mail an esif.mf@sachsen-anhalt.de, unter Angabe der gewünschten Stückzahl und einer 

Lieferadresse, bestellt werden. 

 

Der Vertreter der Stabsstelle Strukturwandel informiert die Mitglieder des Begleitausschusses in 

einer kurzen Vorstellung über das Neue Europäische Bauhaus (NEB) und die damit im 

Zusammenhang stehenden Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit. Das NEB ist ein Förderansatz 

der im Zentrum des europäischen Green Deals steht und in dem Sachsen-Anhalt mit seinem 

Ansatz eine Vorreiterrolle in der EU übernimmt. Auch das bereits genannte Vorhaben ZEKIWA 

gehört zum NEB. Im Fokus stehen innovative Vorhaben mit regionalem Interesse, um den 

Green Deal auch für die Menschen vor Ort greifbar zu machen. Sachsen-Anhalt ist auch auf 

europäischer Ebene im Austausch und stellt NEB-Projekte aus dem Land vor.  

 

 

TOP 6  Zahlungsanträge/Rechnungslegungen 

Die EU-Bescheinigungsbehörde (EU-BB) berichtet, dass die beiden Zahlungsanträge (ESF+ 

und EFRE) des Geschäftsjahres 2024/2025 die Grundlage für die bis Februar 2026 

einzureichende Rechnungslegung bilden werden. Die Arbeiten dazu haben bereits begonnen. 

Im aktuellen Geschäftsjahr (2025/2026) wurde bereits ein JTF-Zahlungsantrag gestellt. Hier 

wurde lediglich der 30%ige Vorschuss für die Risikokapitalfonds abgerechnet. 

https://eufonds.sachsen-anhalt.de/fondsuebergreifende-informationen/kommunikationspflichten
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Für den ESF+ wird der nächste Zahlungsantrag mit Stichtag 30.09.2025 gestellt, dieser befindet 

sich gerade in Bearbeitung. 

Der genaue Stichtag für den EFRE- und den 2. JTF-Zahlungsantrag ist abhängig von der n+3-

Entwicklung und wird nach Rücksprache mit der EU-PB festgelegt. Aktuell kann davon 

ausgegangen werden, dass der Stichtag Mitte November liegen wird. Die Ressorts und die 

Zwischengeschalteten Stellen werden dann rechtzeitig über den final festgelegten Stichtag 

informiert.  

 

TOP 7  Verwaltung und Kontrollen 

Bericht der EU-Prüfbehörde 

Systemprüfungen 

Die horizontalen Systemprüfungen zu den Kernanforderungen 2 (Angemessene Kriterien und 

Verfahren für die Auswahl von Vorhaben) und 3 (Angemessene Information der Begünstigten zu 

den anwendbaren Bedingungen für die Unterstützung der ausgewählten Vorhaben) finden 

derzeit statt. Der endgültige Prüfbericht für den ESF+ wurde mit allen erledigten 

Handlungsempfehlungen am 05.08.2025 fertiggestellt. Zu verbessern waren u.a. Checklisten, 

Prüfdokumentation, Pflege der Vorhabendaten im efREporter und Regelungen in den 

Zuwendungsbescheiden. Die Prüfungen im EFRE/JTF laufen derzeit noch. Hier ist bisher eine 

wesentliche Feststellung die in einigen Vorhaben nicht ersichtliche Bewertung der 

Haushaltsplanentwürfe durch die ZgSt bei Bewilligung. Für die Systemprüfung der 

Finanzinstrumente wurden entsprechende Unterlagen abgefordert.  

Darüber hinaus findet eine Querschnittsprüfung für Vereinfachte Kostenoptionen (6 Vorhaben) im 

ESF+ und Beihilfe (7 Aktionen) im EFRE/JTF statt. 

Vorhabenprüfungen (Stichprobenprüfungen) 

Die Vorschusszahlungen in die beiden Finanzinstrumente werden in Verbindung mit einer 

Systemprüfung zu den FI geprüft.  

Von den 30 Vorhabenprüfungen im ESF+ sind, bis auf einige Vergabeprüfungen in der 

Maßnahme BRAFO, alle abgeschlossen. Es gab bisher kaum finanzielle Feststellungen, so dass 
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die Gesamtfehlerquote voraussichtlich mit 0,03 % historisch niedrig ist. Es sind aber zahlreiche 

formale Feststellungen getroffen worden, insbesondere zur Pflege der Indikatoren und der Daten 

im efREporter. 

Die Prüfbehörde teilt mit, dass die Vorhabenprüfungen im EFRE/JTF erstmalig Ende des Jahres 

2025 beginnen werden.  

Bericht der EU-Verwaltungsbehörde 

Die EU-VB teilt mit, dass die EPSA (Early Preventive System Audit) im EFRE, JTF und ESF+ 

vor Ort in Sachsen-Anhalt vom 3.-7. November 2025 stattfinden wird. Die EU-VB hat die 

abgeforderten Unterlagen und Informationen fristgemäß am 26. September 2025 an die EU-

KOM übermittelt. Diese bat um eine Aktualisierung der Beschreibung des Verwaltungs- und 

Kontrollsystems. Die aktuelle Fassung (Version 3) ist im Vademecum zu finden. Die Stichprobe 

der zu prüfenden Vorhaben wurde von der EU-KOM noch nicht bekanntgegeben. 

 

TOP 8  Grundlegende Voraussetzungen 

Die EU-VB berichtet, dass zum Thema „Berichterstattung zu Beschwerden im Bereich Charta der 

Grundrechte und Einhaltung der Behindertenrechtskonvention“ keine Beschwerden eingereicht 

wurden. 

 

TOP 9  Bericht aus Brüssel 

Die Kolleginnen und Kollegen der EU-KOM geben mit Ihrem Bericht aus Brüssel (Anlage xxx) 

einen Überblick über die Themen „Mehrjähriger Finanzrahmen (MFR)“, „Kohäsionspolitik in der 

Förderperiode 2028 – 2024“ sowie Halbzeitüberprüfung der Förderperiode 2021 – 2027. Auch 

die derzeit aktuellen Initiativen werden angesprochen. 

Der Vertreter des Bauernverband Sachsen-Anhalt e.V. erkundigt sich, weshalb so viele neue 

Themen bedient werden sollen und zweifelt an der Vereinfachung durch die Vorschläge für die 

neue Förderperiode. Er sieht hier zu viele Themenfelder im gleichen Budget und befürchtet, 

dass dadurch nicht mehr alles umgesetzt werden kann und daher dann auch weniger geschafft 

wird. Hierauf gibt der Vertreter der GD EMPL zu bedenken, dass es für jedes Land/jeden 
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Mitgliedsstaat andere Herausforderungen gibt und es daher ein „Menü der Möglichkeiten“ ist. 

Vielleicht ist es ja in Deutschland gar nicht nötig, z.B. in die Rüstungsindustrie zu investieren. 

Der Vertreter des Landesheimatbund fragt nach, woher denn die Mittel kommen, was die 

Einnahmequellen sein sollen. Hierauf teilt die Vertreterin der GD Regio mit, dass eine denkbare 

Einnahmequelle z.B. neue Steuern (beispielsweise auf Tabak) sein könnte. Die EU-KOM hat mit 

den Verordnungsentwürfen zum MFR eine ganze Reihe an neuen Eigenmittelquellen 

vorgeschlagen. Dieses Thema wird derzeit im Rat stark diskutiert und die Verhandlungen 

darüber werden noch gut 1-2 Jahre dauern. Die Entscheidung über die Verteilung der Mittel 

zwischen den Regionenkategorien soll den Mitgliedsstaaten obliegen. 

Der Vertreter der Investitionsbank fragt, wo es eine Vereinfachung sein soll, wenn die Erhebung 

der Daten verschärft sein soll, eine weitere Ebene dazu kommt und wenn es statt bisher 14 

Fonds nur noch einen geben soll. Wie soll dafür beispielsweise das VKS (Verwaltungs- und 

Kontrollsystem) eingerichtet werden? Er äußert Zweifel daran, dass die Zusammenfassung zu 

einem einzigen Fonds zu mehr Flexibilität führen wird und befürchtet stattdessen, dass dies zu 

Handlungsunfähigkeit führen könnte.  

Die Sprecherin der LAG-Manager bittet darum, die WiSo-Partner rechtzeitig einzubeziehen, 

auch in die Überlegungen, wie sich das Land mit Blick auf die neue Förderperiode aufstellen 

will. 

Der Vertreter der Handwerkskammer Halle gibt zu bedenken, dass die Förderperiode eigentlich 

viel später starten müsste. Die Verhandlungen in der EU dauern jetzt noch 1-2 Jahre und dann 

folgt die Arbeit auf Länderebene. Er befürchtet, dass damit die kommende Förderperiode wieder 

viel zu spät beginnen kann. Weiterhin fragt er, wie die Mittelverteilung auf die Länder aussehen 

soll. 

Der Vertreter der Koordinierungsstelle für Förderpolitik des Landes Sachsen-Anhalt weist zur 

Frage der Handwerkskammer Halle darauf hin, dass die Berechnungsvorschrift zur 

Mittelverteilung zwischen den Mitgliedsstaaten in der Anlage 1 zur Dachverordnung (DV) steht. 

Zudem gab es auf der MPK-Ost am 25.09.2025 einen Beschluss zu den 

Verordnungsvorschlägen. Auch die Europaministerkonferenz fasste einen Beschluss zum MFR. 

Der Vertreter der Koordinierungsstelle schlägt weiterhin ein Sicherheitsnetz auch für 

Übergangsregionen vor. Er hinterfragt, welche Spielräume die Regionen noch haben werden 

und weist darauf hin, dass der nationale GAP-Strategieplan für Deutschland nicht zu 
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Vereinfachung geführt hat, sondern das Gegenteil bewirkt hat. Er sieht nur Vereinfachungen für 

die EU-KOM aber alles andere (für die Länder) wird nur verkompliziert. 

Auch die Vertreterin der Hochschule des Landes Sachsen-Anhalt äußert sich. Sie benötigt mehr 

Klarheit zum Verständnis der leistungsbasierten Abrechnung, wie der Definierung der 

Meilensteine seitens der EU-KOM und mehr Flexibilität auf allen Ebenen. 

Die Vertreterin der GD REGIO berichtet, dass der Vizepräsident für Kohäsionen am selbigen 

Tag in Berlin zu Gesprächen mit den Ländern zusammenkommt. Sie kennt die Rückmeldungen 

der Regionen und betont die Wichtigkeit, dass die Länder Position beziehen. In Bezug auf das 

Thema „Vereinfachung“ teilt sie mit, dass es nicht für alle Mitgliedsstaaten neu ist. Manche 

haben genau dieses Prinzip, was jetzt vorgeschlagen wird, bereits seit Jahren. Hier kommt es 

dann auf die Umsetzung an. Weiterhin bestätigt sie, dass in Bezug auf die Umsetzung von 

Reformen natürlich nationales Gesetz gilt und die Regionen nicht für etwas abgestraft werden 

können, was nicht in ihrer Zuständigkeit liegt. 

Die EU-VB begrüßt, dass die Verordnungsentwürfe so früh veröffentlicht wurden und weist 

gleichzeitig darauf hin, dass zu vielen Punkten noch unklar ist, wie dieses umgesetzt werden 

soll. Es gibt einen hohen Abstimmungsaufwand zwischen Ländern und dem Bund. Den 

Anwesenden teilt sie mit, dass es einen Workshop geben wird, sobald es eine Strategie des 

Bundes gibt. 

Der Vertreter der GD EMPL sieht durchaus Vereinfachung und sagt, dass es einfacher wird, 

wenn alles organisiert ist. So werden zum Beispiel aus über 5.000 Indikatoren nur noch 900 und 

es wird statt mehrerer auch nur noch ein Portal geben. 

Auch die EU-VB hinterfragt, inwieweit die VO-Entwürfe tatsächliches Vereinfachungspotential 

erhalten. Sie weist darauf hin, dass die Positionierung des Bundes zu den Vorschlägen noch 

unklar ist und ebenso, wer in Bezug auf die Verhandlungen Ansprechpartner sind. 

Die Vertreterin des BMWE meldet sich zu Wort und teilt mit, dass es auch innerhalb der 

Bundesregierung viele Fragen zu den Entwürfen gibt. Grundsätzlich aber wird der neue 

Vorschlag und die Bündelung in einen Plan begrüßt und sie befinden sich derzeit in 

verschiedenen Verhandlungsgruppen in detaillierteren Überlegungen. Dabei soll die zentrale 

Rolle der Regionen vorangetrieben werden. Zum Thema Mittelverteilung und Zuständigkeiten 

sind auch beim Bund noch viele Fragen vorhanden und die Umsetzbarkeit soll mit den Ländern 
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besprochen werden. Der Bund setzt sich damit auseinander, auf welchen Regelungen in den 

Vorschlägen aufgebaut werden kann und welche Stellschrauben es gibt, um in den 

Verhandlungen Anpassungen für eine praktikable Umsetzung zu erreichen. 

Der Vertreter der GD EMPL teilt zur Mittelverteilung noch mit, dass diese erneut nach der 

„Berliner Methode“ stattfinden soll und im Anhang zur DV erläutert ist. 

 

TOP 10 Weitere Themen 

In TOP 10 berichtet die EU-VB unter dem Punkt „Ausblick auf die Förderperiode 2028 – 2024“ 

über das aktuelle Bundesratsverfahren sowie über den Austausch zwischen den 

Verwaltungsbehörden im EFRE und ESF. Dieser findet teilweise zwischen den Ländern, 

teilweise auch mit dem Bund statt. 

Im Anschluss stellen die Vertreterin der Handwerkskammer Magdeburg und der Vertreter des 

Städte- und Gemeindebundes einen Forderungskatalog der WiSo-Partner (Anlage xxx) vor. Der 

Vertreter für die Koordinierungsstelle für die Förderpolitik des Landes kann die Forderungen gut 

nachvollziehen und findet sie gut. Er gibt jedoch zu bedenken, dass das Land auch nur im 

bestehenden Rahmen entgegenkommen kann. 

Die EU-VB stellt zum Abschluss von Teil 1 noch die Termine für die Begleitausschüsse im 

kommenden Jahr vor: 

o 17.03.2026 

o 16.06.2026 

o 06./07.10.2026 (auswärtig) 

 

Für eine weitere Programmänderung wird es einen Sonder-BA als Viko geben. 
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Teil 2 Förderperiode 2014-2020 – EFRE und ESF 

 

TOP 1  Abschluss der Förderperiode 

Die EU-VB stellt den abschließenden Durchführungsbericht für den EFRE der Förderperiode 

2014 – 2020 vor und bittet um Zustimmung. 

Beschlussfassung zum abschließenden Durchführungsbericht 

Beschluss Nr. Beschlusstext (Vorschlag) 

4 

Die Mitglieder des BAs stimmen dem Durchführungsbericht EFRE 

gemäß Anlage 6 der Einladung zu. Die EU-VB EFRE/ESF/JTF wird 

ermächtigt, den Bericht zu finalisieren, bei Bedarf Änderungen 

vorzunehmen und den Bericht im Rahmen des Gewährpakets zum 

Abschluss der Förderperiode 2014-2020 bei der EU-KOM 

einzureichen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

 Ja- 

Stimmen 

Nein- 

Stimmen 

Stimment- 

haltungen 

Gesamt 

Gruppe nach 

Art. 3 Abs. 1 a) 

bis d) der GO 

32 0 0 32 

 

Auf Grund dieses Abstimmungsergebnisses gilt der Beschluss als gefasst. 

Die EU-VB teilt mit, dass der vorgestellte Schlussbericht (der in dem vorherigen BA auch schon 

für den ESF vorgestellt worden ist) einen Baustein der einzureichenden Gewährpakete EFRE 

und ESF bildet. Neben den Schlussberichten sind jeweils noch die Jährliche Zusammenfassung 

und die Verwaltungserklärung (EU-VB), der Jahreskontrollbericht und der Bestätigungsvermerk 

(EU-PB) und die abschließende Rechnungslegung (EU-BB) einzureichen. Die Arbeiten dazu bzw. 

die notwendigen Prüfschritte laufen weiterhin auf Hochtouren. 
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Für den ESF sind sie erfreulicherweise so weit vorangeschritten, dass die Einreichung der 

Abschlussunterlagen zeitnah erfolgt. Die Einreichung der Abschlussunterlagen für den EFRE wird 

noch einige Zeit in Anspruch nehmen, hier ist u. a. der Umgang mit noch ausgesetzten bzw. noch 

nicht abgeschlossenen Vorhaben (insbesondere wegen noch bestehender offener Forderungen 

gegenüber Begünstigten) zu klären. Hinzu kommt, dass das Ziel verfolgt wird, alle nicht 

funktionierenden Vorhaben möglichst zum Abschluss zu bringen. Diese Ergebnisse sind dann 

auch relevant für den vorgestellten Schlussbericht (Anhänge II und III). 

TOP 2  Verwaltung und Kontrollen 

Bericht der EU-Prüfbehörde 

Die EU-PB berichtet über den gegenwärtigen Stand der Prüfungen Zum Thema „Thematische 

Prüfung von Ausgaben für Vorhaben der Fraunhofer Gesellschaft“, hier soll der englische 

Prüfberichtsentwurf im Oktober 2025 vorliegen. 

Die Stichprobenprüfung EFRE GJ 2023/2024 umfasst 38 Vorhaben ohne die Stichprobe für 

Finanzinstrumente. 37 der 38 Vorhaben wurden bereits abschließend geprüft (bislang fünf 

endgültig festgestellte finanzielle Fehler aufgrund von Vergabeverstößen). Die 

Gesamtfehlerquote wird voraussichtlich ca. 3,5 % betragen. Derzeit wartet die EU-PB auf eine 

Entscheidung der Europäischen Kommission zur Fehlerhochrechnung bei Finanzinstrumenten, 

bevor sie die Gesamtfehlerquote endgültig festlegen können. 

Im ESF umfasst die Stichprobe 31 Vorhaben. Alle 31 Vorhaben wurden bereits abschließend 

geprüft (ein endgültig festgestellter finanzieller 100 %-Fehler aufgrund nicht ausreichend 

nachgewiesener Projektdurchführung bei der Anwendung vereinfachter Kostenoptionen und ein 

anteiliger finanzieller Fehler wegen nicht nachgewiesener TN-Zielgruppenzugehörigkeit). Die 

Gesamtfehlerquote beläuft sich auf 2,53 %. 

 

Bericht der EU-Verwaltungsbehörde 

Die EU-VB berichtet zum Thema „Prüfung Europäischer Rechnungshof“. Der Inhalt dieser 

Prüfung ist die Berichterstattung gegenüber dem Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung 

(OLAF). Zwei von insgesamt 6 Meldungen europaweit stammen aus Sachsen-Anhalt. Diese 

wurden im Hinblick auf die Vollständigkeit der Meldungen hinterfragt. 
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Die EU-VB berichtet, dass die EU-KOM mit Schreiben vom 22. September 2025 mitteilt, dass die 

EPSA im EFRE der Förderperiode 2014 – 2020 nun abgeschlossen ist. Diese begann im Jahr 

2017. 

 

Frau Möller bedankt sich bei allen Anwesenden und beendet die Sitzung. 

 


